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Die Idee einer europäischen oder gar globalen Verfassung hat in den letzten Jahren 
zahlreiche Kontroversen ausgelöst. Angesichts zunehmender globaler Interdepen-
denzen sehen manche in der Begrenzung nationalstaatlichen Handelns durch ein 
übergeordnetes Rechtsprinzip einen richtigen Schritt, um dem egoistischen Handeln 
der Staaten Grenzen zu setzen und mehr Gerechtigkeit zu schaffen. Gerade die Fi-
nanzkrise hat Fragen von globaler Umverteilung und Solidaritätsstrukturen nochmals 
verstärkt auf die politische Tagesordnung gehoben. Andere lehnen hingegen eine 
solche übergeordnete Struktur ab, da sie eine Unterhöhlung nationalstaatlich organi-
sierter demokratischer Partizipation befürchten. Der Streit um den Vertrag über eine 
europäische Verfassung trug diese Kontroverse in eine breite Öffentlichkeit. Auch 
wenn vom Verfassungsvertrag abgesehen wurde, ist der Trend, auf den sich die 
Kontroverse bezieht, nicht aufgehoben. Immer mehr Politikfelder werden europäi-
schen und internationalen Regulierungen unterstellt. Die Finanzkrise könnte diesen 
Trend noch verstärken. Zugleich wird die Durchsetzungskraft globaler Regulierun-
gen durch internationale Streitschlichtungsverfahren gestärkt. Auf diese Entwicklung 
reagierend haben Robert Keohane, Judith Goldstein, Andrew Moravcsik und Anne-
Marie Slaugther vor einigen Jahren zum legal turn der Internationalen Beziehungen 
(IB) aufgerufen (vgl. Goldstein, Kahler et al. 2000; Abbott, Keohane et al. 2000). 
Drei Kernmerkmale charakterisieren den AutorInnen zufolge diese Verrechtlichung 
internationaler Politik: Ein höherer Verpflichtungsgrad, eine größere Präzisierungen 
der internationalen Auflagen und die Delegation der Überwachung und Implementie-
rung an Drittparteien (vgl. Abbott, Keohane et al. 2000: 401ff.). Je ausgeprägter die-
se Merkmale ausfallen, desto mehr sprechen sie von einem hard law. Die stärkste 
Ausprägung wird hierbei der Europäischen Union (EU) eingeräumt, gefolgt vom 
Internationalen Strafgerichtshof und der Welthandelsorganisation (WTO) mit ihrem 
im Vergleich zum alten Handelsabkommen gestärkten Streitschlichtungsverfahren.  
Dieses Buch möchte einen empirischen und aus einer kritischen Perspektive theo-
retischen Beitrag leisten, um diese Wende besser zu verstehen. Auf empirischer 
Ebene wird mit der Internationalisierung der (Hochschul-) Bildungspolitik ein Be-
                                                          
1  Ich möchte mich an dieser Stelle ganz herzlich für die vielen Anregungen und Kritiken be-
danken, die die Entstehung dieser Arbeit sowie meine Promotionsschrift, die die Ausgangs-
basis der vorliegenden Arbeit bildete, begleitet und unterstützt haben. Namentlich seien hier 
erwähnt Uli Brand, Sonja Buckel, Roger Dale, Alex Demiroviü, Jean-Christophe Graz, Bob 
Jessop, John Kannankulam, Nafy Niang, Hans Pühretmayer, Susan Robertson, Christoph 
Scherrer, Martina Sproll und Jens Wissel. Danke auch an die TeilnehmerInnen der Work-
shops und Konferenzen, an denen ich Teile meiner Arbeit vorstellte, für ihre hilfreichen 
Rückmeldungen. Auch bei den InterviewpartnerInnen möchte ich mich bedanken, dass sie 
sich so viel Zeit genommen haben, um mir einen Einblick in ihren Bereich zu geben. Ein be-




reich untersucht, der bislang keine Beachtung innerhalb dieser Debatte zu einer glo-
balen Verfassung fand. Diese Forschungslücke erstaunt umso mehr, wenn wir uns 
die historische Bedeutung von Bildung vor Augen führen. Bereits Benedict Ander-
son und Eric Hobsbawm zeigten in ihren Studien zum Nationalismus auf, wie eng 
Bildung und die Herausbildung der Nation als imaginäre Gemeinschaft, die wiede-
rum den Bezugspunkt der nationalen Verfassung bildet, historisch zusammen hingen 
(vgl. Anderson 1996; Hobsbawm and Ranger 1992 [1983]). Die Standardisierung 
der Bildung ging zugleich mit der Standardisierung der staatlichen Administration 
und der Verallgemeinerung des Rechts einher. Insbesondere Hochschulen waren 
damals wichtige Protagonistinnen des Nationalismus. Diese besondere historische 
Rolle macht eine Analyse der Internationalisierung dieses Bereichs zu einem inte-
ressanten Ausgangspunkt, um die Komplexität der aktuellen Transformation interna-
tionaler Politik herauszuarbeiten. Ausgangspunkt ist die These, dass auch hier die 
Hochschulbildung wieder eine zentrale Rolle spielt.  
Im Zentrum meiner empirischen Untersuchung steht die Schaffung von regiona-
len und internationalen Hochschulräumen. Die weitreichendste und bekannteste die-
ser Initiativen ist sicherlich der Bologna-Prozess in Europa, dem sich mittlerweile 47 
Länder angeschlossen haben. Dieser Prozess ist zu einem wichtigen Bezugspunkt 
auch für die anderen Weltregionen geworden bei ihren Bemühungen eigene regiona-
le Hochschulräume zu schaffen. Einige Initiativen zielen gar auf die Herausbildung 
eines internationalen Hochschulraumes ab. Die Internationalisierung setzt zugleich 
sehr unterschiedliche Bildungssysteme in ein Gleichwertigkeitsverhältnis zueinander 
und muss entsprechend von den sozio-kulturellen und institutionellen Unterschieden 
abstrahieren. In bestimmter Hinsicht orientieren sich diese Vorhaben an den Univer-
sitäten des Mittelalters: als die Staaten noch keine Nationalstaaten waren. Mit Bo-
logna und Paris als Vorreiterinnen besaßen diese Universitäten damals einen stark 
internationalisierten Korpus von Studierenden und Lehrenden (siehe LeGoff 2001 
[1986]; Kintzinger 2007). Heute geht die Internationalisierung jedoch weit über den 
elitären Kreis einer internationalen Lehr- und Forschungsgemeinschaft hinaus und 
ist Teil eines sich internationalisierenden Arbeitsmarkts von qualifizierten Arbeits-
kräften geworden. Es scheint immer weniger wichtig zu sein, wo jemand studierte, 
solange seine oder ihre Qualifikationen nachgefragt sind. Hierin spiegelt sich nicht 
alleine eine Globalisierung des Arbeitsmarktes wider, sondern zugleich ein Gleich-
heitspostulat, wie es bereits die Expansion der Hochschulbildung in den 1960er und 
1970er Jahren gekennzeichnet hatte. Hiernach sollte nicht die Herkunft, sondern die 
Bildung alleine für die soziale Mobilität entscheidend sein. Damals bezog sich die-
ses Postulat allerdings auf den nationalen Rahmen. Die Internationalisierung des 
Arbeitsmarktes wirft nun auch Fragen nach sozialer Mobilität und allgemeiner nach 
der Internationalisierung von Sozialpolitik auf. Für viele Niedriglohnländer sind die 
Rücküberweisungen von ArbeitsmigrantInnen zu einer wichtigen Einnahmequelle 
geworden (Ratha, Mohapatra et al. 2007). Diese Multidimensionalität der Interna-
tionalisierung der Hochschulbildung macht diesen Bereich zu einem interessanten 
Untersuchungsfeld, um die Transformation internationaler Politik zu untersuchen. 
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Um diese Veränderung in einem ersten Schritt konzeptionell zu fassen, beziehe 
ich mich auf die mittlerweile facettenreiche Diskussion zur Konstitutionalisierung 
des internationalen Rechts, wie sie vor allem in rechtstheoretisch orientierten Kreisen 
geführt wird. Im Mittelpunkt dieser Debatte zur „Supranationalisierung des Völker-
rechts“ (Wiesbrock 2002) steht ein ausdifferenzierteres Verständnis der Transforma-
tion internationalen Rechts, als es das Konzept des hard law vorschlägt, das vor al-
lem auf die Delegation und eine stärkere Durchsetzungskraft abhebt. Die Verände-
rung wird anhand von fünf Kennzeichen festgemacht: Erstens ein internationales 
Überwachungsorgan, das das Einhalten von Regeln überprüft und von direkter politi-
scher Einflussnahme unabhängig ist, zweitens die Stärkung des Individualrechts, so 
dass Individuen selbst und nicht alleine Staaten in die Streitschlichtung involviert 
werden können. Ein drittes Charakteristikum ist die Unterordnung von immer mehr 
Sektoren unter ein übergeordnetes Rechtsprinzip, ein viertes die Präzisierung der 
Standards und ein fünftes die Ausweitung der Akteursgruppen, die auf die Ausgestal-
tung des Rechts Einfluss nehmen. Dieses umfassendere Verständnis der gegenwärti-
gen Transformation internationaler Politik erlaubt zugleich die internationale Nor-
menproduktion und die zunehmenden Aktivitäten nicht-staatlicher Akteure, wie sie 
eine Reihe konstruktivistischer Ansätze im Blick hat, im Kontext der Konstituierung 
übergeordneter Rechtsprinzipien zu betrachten.  
Um eine erste theoretische Bestimmung dieser Transformation vorzunehmen, dis-
kutiere ich zunächst rechtstheoretische Ansätze, die im Anschluss um rechtsoziologi-
sche Überlegungen ergänzt werden, wie sie unter anderen Jürgen Habermas und Nik-
las Luhmann entwickelt haben. Ihre Ausführungen beziehen sich zunächst auf den 
nationalen Rahmen, sind aber in den letzten Jahren auch für die Analyse der Trans-
formation des internationalen Rechts fruchtbar gemacht worden. So interessant diese 
Ansätze auch sind, um eine erste Idee von den gesellschaftstheoretischen Implikatio-
nen dieser Entwicklung zu gewinnen, so problematisch ist zugleich ihre doch recht 
affirmative Sichtweise. Bei allen Unterschieden ist ihnen gemein, dass sie diese 
Transformation des Völkerrechts grundsätzlich begrüßen und mit eigenen Vorschlä-
gen weiterentwickeln wollen. In diesem Sinn changieren die verschiedenen Ansätze, 
auf die ich als Erstes näher eingehe, zwischen einer Analyse gegenwärtiger Entwick-
lung und normativen Vorschlägen für die Zukunft.2 In bestimmter Hinsicht bieten 
diese Ansätze nicht nur einen ersten theoretischen Begriff der Entwicklung, sondern 
sind selbst als Interventionen in die gegenwärtige Transformation zu verstehen. An-
gesichts dieser Effekte ist der kritische Einwand der Demokratietheoretikerin Inge-
borg Maus ernst zu nehmen, die die Verwendung des Begriffs Konstitution oder Ver-
fassung für die internationale oder regionale Politik ablehnt, da sie ihn als einen Ver-
such wertet, „vertraglichen Rechtsbeziehungen den Charakter einer Verfassung zu-
zuschreiben, die für überstaatliche politische Organisationsformen einen normativen  
                                                          
2  Sie sind entsprechend auch oft eng mit der offiziellen Regierungspolitik verbunden. So ist es 
kein Zufall, dass die Ideen und Konzepte einiger der im nächsten Kapitel vorgestellten Auto-
rInnen die Architektur der Welthandelsorganisation und der Europäischen Union mitprägten. 
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Anspruch geltend macht, welchem diese bei weitem nicht genügen.“(Maus 2007: 
350) Indirekt verweist Maus auf eine zentrale Schwachstelle der Theoriediskussion: 
eine fehlende Herrschaftsanalyse, die nach dem breiteren Kontext dieser Transfor-
mation fragt und untersucht, wer von dieser Entwicklung profitiert, auf wessen Kos-
ten.  
Der theoretische Beitrag, den die vorliegende Arbeit leisten will, ist daher eine 
herrschaftskritische Reflexion der Transformation, die im Kontext einer zunehmen-
den Marktintegration auf globaler Ebene betrachtet wird. In diesem Sinn nimmt die 
Arbeit eine polit-ökonomische Perspektive ein, die sich auf historisch-material-
istische Ansätze stützt. Um eine eigene Perspektive zu entwickeln, nimmt das dritte 
Kapitel seinen Ausgangspunkt bei neo-gramscianischen Ansätzen, die die Trans-
formation internationaler Politik im Lichte einer sich veränderten Weltwirtschaft 
betrachten. Der Neo-Gramscianer Stephen Gill hat den Begriff der Konstitutionali-
sierung am explizitesten aufgenommen. Er beschreibt die gestärkte Durchsetzungs-
macht des hard law als neuen Konstitutionalismus, der, nun als Instrument einer 
transnationalen Elite verstanden, diesen ermöglicht, ihre Interessen besser durchzu-
setzen. Mein eigener Vorschlag will über ein solch instrumentalistisches Verständnis 
von Recht hinausgehen, um die Vergesellschaftungsdimension von Recht hervorzu-
heben und eine historisch-materialistische Rechtssoziologie in die IB-Forschung zu 
integrieren. Anknüpfungspunkte sind formtheoretisch orientierte Überlegungen zum 
Recht und zur Rechtsprechung. Hierbei bildet die materialistische Rechtstheorie von 
Eugen Paschukanis einen wichtigen Referenzpunkt. Von der Werttheorie von Karl 
Marx ausgehend betont dieser Ansatz die Funktion des Rechts bei der Prozessierung 
der widersprüchlichen Einheit von Gleichheit und Differenz: Eine Gleichzeitigkeit, 
die kapitalistische Gesellschaften kennzeichnet und die sich auch in der Bildung 
wieder finden lässt. Mit Rekurs auf die materialistische Staatstheorie von Nicos 
Poulantzas soll die institutionelle Dimension dieser Interessensgegensätze prozessie-
renden Mechanismen stärker in den Blick genommen werden. Eine solche historisch-
materialistische Perspektive reduziert den Konstitutionalisierungsprozess nicht allei-
ne auf eine Herrschaftsabsicherungsstrategie transnationaler Akteure, sondern hebt 
den Vergesellschaftungsmodus von Recht hervor.  
Allerdings erschweren bei Poulantzas’ Staatstheorie und Paschukanis’ Rechtsthe-
orie implizite Annahmen, die sich auf den Nationalstaat beziehen, eine Übertragung 
auf die internationale Ebene. Was Poulantzas vorussetzt, aber wenig expliziert, ist 
die Notwendigkeit, in der Politik Kohärenz herzustellen. Auf internationaler Ebene 
stellt sich dieses Problem noch stärker und wirft Fragen nach internationalen Verein-
heitlichungsmechanismen auf. Paschukanis wiederum unterschätzt die Bedeutung 
der Legitimation von Recht. Auch wenn mit Karl Marx davon auszugehen ist, dass 
dort, wo gleiche Rechte aufeinander treffen, letzten Endes die Gewalt entscheidet, ist 
die Wirkungskraft des Rechts, das von einer Mehrheit als legitim betrachtet wird, 
nicht unbedeutend: gerade in Momenten von Herrschaft, die sich durch Gewaltver-
zicht auszeichnen (vgl. Marx MEW 23: 249). Diese Frage wird umso zentraler, wenn 
untersucht wird, wann und warum die Konstitutionalisierung des internationalen 
Rechts akzeptiert wird. In diesem Sinn entwickelt die vorliegende Arbeit eine histo-
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risch-materialistische Rechtssoziologie, die die erweiterten Konstitutionsbedingun-
gen von Recht und dessen Legitimation thematisiert. Diese Bedingungen in den 
Blick zu nehmen ist umso zentraler, da es sich bei der Transformation des internatio-
nalen Rechts um einen Prozess handelt, der noch in seinen Anfängen steckt. Die Er-
möglichungsstrukturen müssen entsprechend explizit gemacht werden, um den Ent-
stehungskontext der Supranationalisierung des Völkerrechts herrschaftskritisch zu 
beleuchten. 
Diesen Kontext auszukundschaften, kann sich allerdings nicht alleine auf eine 
theoretische Arbeit beschränken, sondern bedarf zwangsläufig auch einer empiri-
schen Analyse. Die gewählte methodische Herangehensweise orientiert sich am 
abduktiven Verfahren, wie es Charles Sanders Peirce entwickelte (vgl. Peirce 1992). 
Ziel der theoretischen Diskussion in den zwei nachfolgenden Kapiteln ist es daher 
nicht alleine, Hypothesen zu entwickeln, die es im Anschluss empirisch zu testen 
gilt. Vielmehr soll die theoretische Diskussion für die gesellschaftstheoretischen Im-
plikationen der Konstitutionalisierung internationalen Rechts sensibilisieren, um vor-
läufige Hypothesen zu den veränderten Anforderungen an internationale Normbil-
dung zu formulieren. Diese Überlegungen werden im Anschluss mit explorativen 
Fallstudien konfrontiert, die stark induktiv vorgehen, um am Forschungsgegenstand 
entlang, sensibilisiert durch die Theoriearbeit, die Entwicklungen nachzuzeichnen. 
Die hieraus gewonnenen Erkenntnisse werden im Schlusskapitel mit den theoreti-
schen Debatten konfrontiert, um so eine kritische Sozialtheorie für die internationa-
len Beziehungen weiterzuentwickeln, die die Besonderheit supranationalen Rechts 
und die damit einhergehenden Anforderungen an internationale Normbildungspro-
zesse reflektiert.  
Um die neuen Anforderungen im Rahmen der Konstitutionalisierung auszuloten, 
widmet sich die empirische Forschung, wie bereits erwähnt, der Internationalisierung 
der Hochschulbildungspolitik und den Vorhaben regionale und internationale Hoch-
schulräume zu schaffen. Ausgangspunkt ist die These, dass dieser Bereich, ähnlich 
wie in der Vergangenheit, eine zentrale Rolle bei der Schaffung einer imaginären 
Gemeinschaft spielt, die nun als postnationale Gemeinschaft den Referenzahmen für 
den Konstitutionalisierungsprozess bildet. Entsprechend sind die Ermöglichungsbe-
dingungen der Internationalisierung der Hochschulbildung in einem supranationalen 
Rahmen von Interesse. Die Untersuchung fokussiert insbesondere auf die Herstel-
lung von Äquivalenzbeziehungen, die das Hochschulbildungssystem eines Landes 
ins Verhältnis zum System eines anderen Landes setzt, um so die Anerkennung von 
ausländischen Qualifikationen zu erleichtern. Der Hintergrund dieser Entwicklung 
bildet eine sich internationalisierende Dienstleistungsökonomie, die im Rahmen der 
Dienstleistungserbringung durch natürliche Personen die Internationalisierung des 
Arbeitsmarktes vorantreibt. Die Bedeutung dieser Dienstleistungserbringung ist we-
niger an ihrem Anteil am gesamten weltweiten Handelsvolumen zu messen. Sie ist 
vielmehr eine strategische, da sie die Personengruppe erweitert, die von einem globa-
len Handel mit Dienstleistung profitiert. Dies gilt insbesondere für die Niedriglohn-
länder und ihrem Interesse am Zugang zu Hochlohnländer. Es trifft aber auch auf die 
regionalen Integrationsprozesse zu. Der Zugang von hoch qualifizierten Arbeitskräf-
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ten zu anderen Märkten bedarf jedoch der Anerkennung von deren Qualifikationen. 
Mit anderen Worten: Ein Regime zur Anerkennung von Qualifikationen ist eine 
zentrale Voraussetzung für die Mobilität qualifizierter Arbeitskräfte, wie sie im 
Rahmen der Europäischen Union, aber auch der Welthandelsorganisation (WTO) 
geregelt wird. So ist es kein Zufall, dass Qualifikationsanforderungen neben Visa-
Bestimmungen, Quoten und Lizenzbestimmungen als wichtige Handelshindernisse 
bei der Personenfreizügigkeit angeführt werden (vgl. Chaudhuri, Mattoo et al. 2004; 
Mattoo and Mishra 2009). Ein Anerkennungsregime, das auch Rekursverfahren vor-
sieht, kann die Anerkennung nicht nach politischem Kalkül beliebig verteilen, um 
sich hierdurch die Unterstützung für das globale Projekt zu sichern, so eine weitere 
Ausgangsthese der empirischen Untersuchung. Vielmehr bedarf die Anerkennung 
eines Vergleichs- und Anerkennungsmechanismus, der von vielen als legitim erach-
tet wird, selbst von denen, die hierdurch angesichts einer verschärften Konkurrenz 
eine Verschlechterung ihrer Position befürchten müssen. Diese „Versachlichung“ des 
Vergleichs und der Anerkennungsbescheide ist ein zentrales Merkmal der internatio-
nalen Anerkennungsregime. Die Vergleichsnormen bedürfen einer Abstraktion, die 
von den Unterschieden der verschiedenen Bildungssysteme absieht, um gleich zu 
setzen, was unterschiedlich ist.  
Um die Ermöglichungsbedingung eines solchen „verobjektivierten“ Vergleichs-
mechanismus zu eruieren, orientiert sich das Untersuchungsdesign an einem kompa-
rativen Verfahren. So wird zum einen die Entstehung eines solchen Anerkennungs-
regimes im europäischen Integrationsprozess und zum anderen im internationalen 
Kontext rekonstruiert. Im internationalen Kontext fokussiert die Fallstudie auf die 
Welthandelsorganisation und deren Abkommen zum Handel mit Dienstleistungen 
(GATS), das auch die Personenzügigkeit bei der Dienstleistungserbringung regelt. 
Das heißt, auch hier spielt die Anerkennung von Qualifikationen eine zentrale Rolle. 
Was die Vergleichbarkeit der europäischen und der internationalen Ebene erleichtert, 
ist die Tatsache, dass in beiden Fällen die Abkommen zur gegenseitigen Anerken-
nung von Hochschulqualifikationen der Organisation der Vereinten Nationalen für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) ein zentraler Part bei der Generierung 
von Vergleichskriterien zukommt. Der Vergleich eines Typs von Vertragswerk in 
zwei unterschiedlichen Kontexten sensibilisiert für die Dimension des Raums beim 
Konstitutionalisierungsprozess. Zugleich kann auch die Interaktion zwischen den 
beiden Ebenen in den Blick genommen werden.  
Für die Rekonstruktion der Kontexte der Herausbildung von Vergleichskriterien 
wurden unterschiedliche Informationsquellen konsultiert. Neben den Vertragstexten 
und anderen offiziellen Dokumenten der WTO, der UNESCO und der EU sind zahl-
reiche Hintergrundberichte und Studien hinzugezogen worden. 30 Interviews ergän-
zen die Rekonstruktion des Prozesses, die mit VertreterInnen der Weltbank, der 
UNESCO, der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD), der WTO sowie mit VertreterInnen von nationalen und europäischen 
Hochschul- und Studierendenverbänden, Ministerien, Gewerkschaften und Arbeitge-
berverbänden geführt wurden. 
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